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VATM-Stellungnahme zum Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung der Natürlichen 
Infrastruktur und zur Fortentwicklung der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung  
 
 

Der Verband der Anbieter im Digital- und Telekommunikationsmarkt e.V. (VATM) bedankt 

sich für die Gelegenheit einer Stellungnahme zum Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung der 

Natürlichen Infrastruktur und zur Fortentwicklung der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung 

(NatInfG).  

 

Bevor wir als Branchenverband der Telekommunikation auf einzelne Aspekte des 

Gesetzesentwurfs eingehen, möchten wir zu Beginn kurz auf den Verfahrensrahmen 

eingehen. 

 

Die für die Verbändeanhörung eingeräumte Frist von nicht einmal vier Tagen ist aus unserer 

Sicht zu kurz bemessen. Eine angemessene Beteiligung der betroffenen Verbände setzt 

voraus, dass ausreichend Zeit für die interne Abstimmung und die sorgfältige Bewertung der 

oftmals komplexen Regelungsinhalte zur Verfügung steht. Gerade bei wirtschaftsrelevanten 

Gesetzgebungsvorhaben ist eine ausreichende Anhörungsfrist unverzichtbar, um die 

Expertise der Praxis wirksam in den Gesetzgebungsprozess einbringen zu können. 

 

Trotz der äußerst kurzen Frist möchte sich der VATM gerne zu den folgenden Punkten des 

Gesetzesentwurfs äußern: 

 

 

Anmerkungen zu § 1 BNatSchG-E: 

 

Der Begriff des überragenden öffentlichen Interesses hat sich inzwischen als wichtiger 

Rechtsmaßstab in zahlreichen Bundesgesetzen etabliert. Mit der Änderung des 

Telekommunikationsgesetzes im Jahr 2025 wurden gemäß § 1 Abs. 1 Satz 2 TKG auch die 

Verlegung und Änderung von Telekommunikationslinien zum Ausbau öffentlicher 

Telekommunikationsnetze ausdrücklich diesem öffentlichen Interesse zugeordnet. Damit 

wurde eine zentrale Voraussetzung geschaffen, um den Ausbau digitaler Infrastrukturen zu 

beschleunigen. Die Regelung trägt dazu bei, Mobilfunk- und Festnetzbereiche flächendeckend 

zu verdichten, bestehende Versorgungslücken schneller zu schließen, den Ausbau 
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voranzutreiben und den Netzbetreibern die Erfüllung der Versorgungsauflagen der 

Bundesnetzagentur zu ermöglichen. 

 

Im Kontext einer durchaus auch inflationären Verwendung dieses Rechtsmaßstabs begrüßt 

der VATM, dass zum überragenden öffentlichen Interesse in § 1 Abs. 1a BNatSchG-E 

Bereichsausnahmen vorgesehen sind und dabei Vorhaben nach § 1 TKG ebenfalls 

ausdrücklich berücksichtigt werden. Diese Ausnahme ist für den Festnetz- und 

Mobilfunkausbau zwingend erforderlich, da die Verlegung und Änderung von 

Telekommunikationslinien seit Mitte 2025 im überragenden öffentlichen Interesse liegen und 

diese Wertung ein zentraler Beschleunigungsfaktor für den Netzausbau ist. 

 

Zugleich sollte klargestellt werden, dass die Bereichsausnahme auch dann fortgilt, wenn das 

überragende öffentliche Interesse nach § 1 TKG über den derzeit vorgesehenen Zeitraum bis 

zum 31. Dezember 2030 hinaus verlängert oder entfristet wird. Der digitale Infrastrukturausbau 

wird bis Ende 2030 nicht abgeschlossen sein. Die Ausnahme im BNatSchG darf daher nicht 

an der derzeitigen Befristung des § 1 TKG scheitern. Aus Sicht der TK-Branche sollte das 

überragende öffentliche Interesse im TKG ohnehin entfristet werden und so für mehr 

Planungssicherheit sorgen. 

 

Darüber regt der VATM an, eine behördliche Vollzugshilfe zum Verhältnis der verschiedenen 

gesetzlich geregelten überragenden öffentlichen Interessen zu entwickeln. Die zunehmende 

Verwendung dieses Rechtsbegriffs darf nicht zu mehr Rechtsunsicherheit, zusätzlicher 

Bürokratie oder längeren Abwägungsprozessen führen. 

 

 

Anmerkungen zu § 15 Abs. 6b BNatSchG-E: 

 

Kritisch sehen wir weiterhin die vorgesehene pauschale Erhöhung von Ersatzzahlungen um 

20 Prozent nach § 15 Abs. 6b Satz 4 BNatSchG-E. Das ebenfalls im Gesetzgebungsverfahren 

befindliche Infrastruktur-Zukunftsgesetz soll (gemäß eines neuen § 15 Abs. 6a BNatSchG) 

gerade die Gleichrangigkeit von Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen mit Ersatzgeldzahlungen 

herstellen und dadurch Verfahren vereinfachen. Dieser Beschleunigungsansatz würde durch 

einen pauschalen Kostenaufschlag wieder entwertet. 

 

Eine sachliche Rechtfertigung für die pauschale und erhebliche Erhöhung der Ersatzzahlung 

ist nicht ersichtlich. Weder die angeführte Entlastung des Vorhabenträgers noch mögliche 

qualitative Einbußen bei der späteren Umsetzung von Kompensationsmaßnahmen 

rechtfertigen einen pauschalen Aufschlag. 

 

Vielmehr widerspricht die pauschale Erhöhung des Ersatzgeldes dem Sinn und Zweck der 

Eingriffsregelung gem. §§ 14, 15 Abs. 1 BNatSchG. 

 

Ersatzzahlungen dienen dem naturschutzrechtlichen Ausgleich eines konkreten Eingriffs. Sie 

sind keine Gebühr für Verfahrensvereinfachung oder Bürokratieabbau. Die Höhe des 

Ersatzgeldes wird bereits auf Grundlage der (pauschalen) Eingriffsbewertung ermittelt. Es 

bildet daher bereits den naturschutzfachlich erforderlichen Kompensationsaufwand ab. Eine 

pauschale Erhöhung um 20 Prozent würde daher zu einer vom konkreten Eingriff losgelösten 
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Mehrbelastung führen. Dies steht im Widerspruch zum politischen Ziel, den Festnetz- und 

Mobilfunkausbau zu beschleunigen und verbleibende Versorgungslücken zu schließen. 

 

 

Flexibilisierung bei Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen (§ 15 Abs. 2 BNatSchG-E): 

 

Die vorgesehene Erweiterung des Naturraumbezugs wird grundsätzlich begrüßt, da sie die 

erforderliche Flexibilität für die Umsetzung von Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen schafft und 

damit einen Beitrag zur praxistauglicheren Anwendung der Eingriffsregelung leisten kann. 

 

Gleichwohl wirft die vorgesehene Voraussetzung, dass die Aufwertungen „im betroffenen oder 

in angrenzenden Naturräumen wirksam werden“, Auslegungsfragen auf. Aus Sicht der Praxis 

wäre eine ergänzende Erläuterung in der Gesetzesbegründung begrüßenswert. Dies könnte 

zu einer erhöhten Rechtssicherheit bei der Planung und Anerkennung von 

Kompensationsmaßnahmen beitragen.  
 

 

 

 

Dem VATM gehören die größten deutschen Telekommunikationsunternehmen an, insgesamt über 200 auch regional und europaweit 
anbietende Netzbetreiber, Diensteanbieter, aber auch Zulieferunternehmen. Zudem steht der Verband für wichtige Investoren, die 
den Glasfaserausbau in Deutschland deutlich voranbringen werden. Die VATM-Mitgliedsunternehmen versorgen fast 70 Prozent aller 
Festnetzkunden und nahezu alle Mobilfunkkunden außerhalb der Telekom. Seit der Marktöffnung im Jahr 1998 haben die 
Wettbewerber im Festnetz- und Mobilfunkbereich Investitionen in Höhe von rund 136 Milliarden Euro vorgenommen. Sie investieren 
auch am stärksten in den zukunftssicheren Glasfaserausbau direkt bis in die Häuser. Knapp 70 Prozent der Haushalte, die 
gigabitfähige Anschlüsse nutzen, sind Kunden der Wettbewerber. 
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